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Frau Präsidentin!  

Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

Gestatten Sie mir zu Beginn eine Bemerkung. Kollege Beutin, Sie haben die Frage 

„Demokratie, demokratisch gewählt und Demokrat“ angesprochen: Man kann in die-

sem Parlament demokratisch gewählt worden sein, man muss aber kein Demokrat 

sein. – Ruhig, ich habe doch gar nichts gesagt. Ich habe nur etwas festgestellt. 

Herr Hilse, Sie haben jetzt sehr viel triefende Deutschtümelei betrieben. Das hat mich 

schon geschmerzt. – Nun, warten Sie doch mal! Es ist doch Freitagnachmittag. Passen 

Sie auf, dass der Puls nicht zu hoch ist!  

Es geht nicht nur um die Frage kultureller Identität, die Sie hier aufgeworfen haben. Es 

geht um die Frage, ob unser Land fortschrittlich, der Zukunft zugewandt, sozial ausge-

glichen und weltoffen ist. Das sind Sie alles nicht; das kann man feststellen. 

Nehmen wir nur allein die Energiepolitik. Das Klimaschutzprogramm, das diese Bun-

desregierung am Mittwoch beschlossen hat, ist auf der Grundlage weltweiter wissen-

schaftlicher Erkenntnisse. Ich weiß nicht, was Sie lesen, ob das „Mosaik“ ist, die 

„Sybille“ oder was auch immer, keine Ahnung. Das jedenfalls ist die Grundlage unse-

res Handelns – im Übrigen auch der deutschen Verfassung. Sie scheinen dieser nicht 

den genügenden Respekt entgegenzubringen. 
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Der Schutz des Lebens, der Natur und der Umwelt und unserer Lebensgrundlagen ist 

unser Auftrag. Und dass natürlich der CO2-Austoß zu einer Veränderung des Klimas 

und zu einer Erderhitzung beiträgt, ist selbstverständlich. Das ist Logik – ganz einfach. 

Jetzt versuchen wir alles, um die Erderhitzung zu reduzieren, den Anstieg. Wir als 

Bundesrepublik Deutschland fühlen uns dem Pariser Klimaabkommen verpflichtet.  

Was machen wir? Mein Auftrag als Bundesumwelt- und Klimaschutzminister ist es, in 

diesem Rahmen gesetzliche und strategische Antworten zu geben – Antworten auf die 

Wasserknappheit, Antworten auf die Dürre, die wir haben, Antworten auf die Heraus-

forderungen in der Landwirtschaft – Kollegin Aeikens ist darauf eingegangen –, Ant-

worten auf unsere Industrie: wie wir sie erhalten, wie wir in neue klimafreundliche Tech-

nologien investieren, wie wir unsere Wärmeversorgung so aufstellen, dass sie mit un-

seren natürlichen Lebensgrundlagen im Einklang steht. All dies liefern wir mit diesem 

Programm. 

Es war ein knappes Jahr Arbeit – gute Arbeit – innerhalb der Koalition. Wir waren 

erfolgreich; ich kann Ihnen heute den Kabinettsbeschluss von Mittwoch, den wir ein-

stimmig gefasst haben, präsentieren. Er sieht mehrere Aspekte vor. 

Das Kernziel ist, dass wir im Jahre 2030 unsere Treibhausgasemissionen um 65 Pro-

zent im Vergleich zu 1990 reduzieren. Wir erreichen das. Es ist ein großer Erfolg, dass 

uns das gelingt, bei – Frau Kollegin Aeikens hat darauf hingewiesen – steigendem 

Wirtschaftswachstum in den letzten Jahren. 

Wie schaffen wir das? Indem wir unsere Energieversorgung stärken, indem wir sie 

unabhängiger von fossilen Energieträgern machen. Ich meine, man muss sich ja nur 

die Weltlage angucken. Wir waren sehr abhängig von russischem Gas. Wir haben uns 

aus dieser Abhängigkeit befreit. Wir sind abhängig von Öl und Gas aus anderen Regi-

onen der Welt gewesen, und wir sind es auch jetzt noch. Wir können uns nicht selbst 

versorgen. 
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Was ist also unsere Antwort? Wir nutzen unter den Energien, die wir hier in Deutsch-

land selbst herstellen können, die kostengünstigsten Varianten. Und das sind erneu-

erbare Energien. Die günstigste Form der Energieerzeugung sind erneuerbare Ener-

gien, insbesondere Windkraftanlagen an Land. 

Ja, natürlich ist es so, dass das ein Einschnitt auch in das bisherige Leben ist, na klar. 

Wer würde das verleugnen? Aber was ist die Alternative? Sind es Ihre Atomkraftwerke, 

die Milliarden verschlingen, Unsicherheit mit sich bringen und ein Endlager, das nicht 

da ist, mit strahlendem Müll? Das ist doch keine Zukunft, das ist doch die letzte Ver-

gangenheit. Ein Sicherheitsrisiko sind Sie für Deutschland.  

Im Übrigen bezahlen wir 80 Milliarden Euro pro Jahr ans Ausland – das muss ja für 

Sie ganz schlimm sein: ins Ausland –, 80 Milliarden Euro für fossile Energien, für Öl 

und für Gas! Wir sehen angesichts des Kriegs im Iran, wie abhängig wir von den Prei-

sen sind – unsere gesamte Volkswirtschaft, jeder Einzelne, der vielleicht seinen Öltank 

leider noch immer füllen muss oder den Benzintank. 

Aus diesem Grund ist der langfristige Umstieg unserer Energieversorgung auf effizi-

entere Strukturen, auf Nachhaltigkeit und auf Energien, Freiheits- und Sicherheitsener-

gien, die wir hier selbst herstellen können, entscheidend. 

Aus diesem Grunde haben wir uns in der Regierung verabredet, bis zum Jahre 2030 

zusätzlich 12 Gigawatt Windstrom an Land in Deutschland auszuschreiben. Das si-

chert unsere Unabhängigkeit und ist im Übrigen auch die richtige Antwort auf die Krise, 

die wir auch auf den Weltmärkten im fossilen Bereich sehen. Es macht uns resilienter 

und widerstandsfähiger. 

Zusätzlich investieren wir sehr effizient viel Geld in den Umbau unserer Landnutzungs-

systeme, in Wälder, damit sie Kohlenstoffspeicher werden, in Flüsse und Flussauen, 

damit sie unserer Natur gerecht werden können und auch das Wasser wieder spei-

chern, und in unsere Industrie. Wenn sie in neue Technologien investiert, die effizient 

sind, die sparsam sind, die uns resilienter machen, die im Übrigen dann auch neue 



Bulletin Nr. 33-1 vom 27. März 2026 / BMUKN – zur Klimaschutzpolitik, BT 
 

- 4 - 
 

Exportmärkte in der Welt aufmachen, dann werden wir wettbewerbsfähiger – mit einem 

langen Atem und einer klaren Strategie. Vielen herzlichen Dank. 

Herr Dr. Paul Schmidt, zu Ihrer Kurzintervention: Sie können durchaus der Auffassung 

sein, dass Sie die Energieversorgung in Deutschland mit Kernkraft sichern wollen. 

Aber Sie brauchen 25 Jahre, bis Sie so ein Kernkraftwerk gebaut haben. Sie haben 

das Problem des Endlagers nicht gelöst. Der Müll strahlt, und wir finden keins. Das 

Dritte ist: Es ist die teuerste Energieversorgungsform, die es gibt. Ihr Kollege Hilse hat 

vorhin Hinkley Point genannt. Das ist ein englisches Atomkraftwerk, steht in Großbri-

tannien. Es hat die doppelte Zeit gedauert, bis es fertig war, und hat das Dreifache 

gekostet. 

Erneuerbare-Energie-Anlagen sind dezentral; sie sind kein militärisches Angriffsziel. 

Eins sollte Ihnen ja was sagen: Es ist durchaus gefährlich, wenn ein Kernkraftwerk 

hochgeht. Denken Sie an Tschernobyl. Wir wissen, was da passiert ist. Also: Sicher-

heit heißt Erneuerbare, Sicherheit heißt auch Versorgungssicherheit. 

Jetzt komme ich zu Ihren Annahmen: Ich kann Ihre Rechnung nicht nachvollziehen. 

Ich weiß nicht, welche Physikbücher Sie in der AfD-Fraktion so liegen haben. Aber ich 

kann Ihnen sagen, dass der Anteil der Stromerzeugung der erneuerbaren Energien im 

letzten Jahr bei knapp 60 Prozent lag, ein bisschen darunter. Also unser bisheriger 

Strombedarf ist höher gewesen. Das stimmt mit Ihrer These, dass die Erneuerbaren 

mehr produzieren würden, als wir tatsächlich Strom verbrauchen, nicht überein – leider 

noch nicht. Wir arbeiten daran, dass das der Fall ist und dass die Anlagen, die bisher 

Wärme durch Erdgas oder auch andere Quellen erzeugen, dann durch Wärmepumpen 

ersetzt werden. Das ist auch viel effizienter, weswegen der Primärenergiebedarf in 

Deutschland dann auch sinken wird. Das macht in jeder Hinsicht Sinn: Das macht uns 

unabhängiger, ist günstiger, ist sauberer, und die Technologien kann man verkaufen. 

Ich finde, das ist ein gutes Angebot. 

*  *  *  *  * 
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